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. f . 3 
Juhalt: Geſetz über das Koſtenweſen in Auseinänderſetzungsſachen, S. 305. — Geſetz, betreffend eine Er- 
gänzung des Geſetzes über die Auflöſung des Lehnverbandes in Alt⸗Vor⸗ und Hinterpommern 

vom 4. März 1867. (Geſetz - Samml. S. 362.) S. 408. 


(Nr. 8339.) Geſetz über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen. Vom 24. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für alle Landestheile, in welchen das Regulativ, betreffend die Koſten der 
gutsherrlich⸗ bäuerlichen Auseinanderſetzungen, Gemeinheitstheilungen, Ablö⸗ 
ſungen u. ſ. w., vom 25. April 1836. gilt, was folgt: i 


Erſter Abſchnitt, 
betreffend die von den Parteien zu bezahlenden Koſten. 
. 

Die e e an Stelle der Koſten, welche bisher nach dem Koſten⸗ 
regulativ vom 25. April 1836. erhoben ſind, Pauſchſätze nach Inhalt dieſes Ge⸗ 
ſetzes zu bezahlen. 55 

Von der Zahlung dieſer Pauſchſätze iſt Niemand befreit. Jedoch haben 
die betheiligten Kirchen, Pfarren, Küſtereien und Schulen die auf fie fallenden 
Beiträge nur inſoweit zu entrichten, als dieſe aus dem verfügungsfreien Ver⸗ 
mögen und Einkommen des betheiligten Inſtituts nach Abzug der zur ordnungs⸗ 
mäßigen 5 0 des letzteren erforderlichen Ausgaben entnommen werden 
können und inſofern dies nn oder Einkommen nicht dem amtlichen Nieß⸗ 
brauch der kirchlichen oder Schulbeamten unterworfen iſt. ö 

Hinſichtlich der Befugniß des Miniſters für die landwirthſchaftlichen An⸗ 

elegenheiten zum Erlaß von Koſten in Auseinanderſetzungsſachen bewendet es 
ei der Beſtimmung des F. 213. der Verordnung vom 20. Juni 1817. (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 161. ff.). 

Dem Miniſter iſt es geſtattet, dieſe Befugniß innerhalb gewiſſer, durch 
die Höhe des Erlaſſes zu beſtimmenden Grenzen auf die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden zu übertragen. 8 

Jahrgang 1875. (Nr. 8339.) 58 $. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Juli 1875. 


$.2. 0 | 
An Stelle der Auseinanderſetzungskoſten (allgemeine Regulirungskoſten) 
ſind Pauſchſätze zu bezahlen, welche nach folgenden Grundſätzen feſtgeſtellt werden. 
1) Bei Verwandlung der Reallaſten in eine jährliche Rente, ſowie bei Ab⸗ 
löſung der Reallaſten und fixirten Gemeinheitstheilungsrenten werden für 
je 1 Mark des Jahreswerths der Leiſtungen und der Gegenleiſtungen be⸗ 
rechnet und erhoben: 

a) von dem Werthbetrage bis 150 Mark einſchließlich .... 0,50 Mark, 

b) von dem Mehrbetrage bis 1500 Mark einſchließlich .. 0,55 = 

e) von dem weiteren Mehr betrage 0% 0 

2) Bei Aufhebung einfeitiger oder wechſelſeitiger Dienſtbarkeiten (Servitut⸗ 
ablöſungen) werden berechnet und erhoben: . 

a) wenn und inſoweit die Aufhebung mittelſt Abfindung durch Rente 
oder Kapital, oder bei gegenſeitigen Nee oder Ver⸗ 
pflichtungen durch Gegeneinanderrechnung ſtattfindet; 

a) von dem Werthbetrage bis 150 Mark einſchließlich 1,50 Mark, 
b) von dem Mehrbetrage bis 1500 Mark einſchließlich 1,25 
e) von dem weiteren Mehr betragen 1 

b) wein und inſoweit die Aufhebung durch Abfindung in Land ſtatt⸗ 

findet: 2 

a) von dem Werthbetrage bis 150 Mark einſchließlich ? Mark, 

b) von dem Mehrbetrage bis 1500 Mark einſchließlich ys ũ 

c) von dem weiteren Mehrbetraggne „ 

von je 1 Mark des feſtgeſtellten Jahreswerths aller zur Aufhebung 

kommenden Berechtigungen und Gegenleiſtungen. 1 

Sind letztere Reallaſten, ſo kommt für den entſprechenden Theil 

des Jahreswerths der Anſatz zu 1. zur Berechnung und Erhebung. 

3) Bei Grundſtückszuſammenlegungen (Spezialſeparationen), ſowie bei Thei⸗ 

lung gemeinſchaftlicher Grundſtücke (Gemeinheitstheilungsordnung vom 

7. Juni 1821., Geſetz vom 13. Mai 1867, Geſetz-Samml. S. 716. ff., 

Geſetz vom 5. April 1869., Geſetz-Samml. ©. 514 ff., Geſetz vom 2. April 

1872., Geſetz-Samml. S. 329. ff.) mit oder ohne gleichzeitige Abfindung 

beziehungsweiſe Aufhebung von Dienſtbarkeitsrechten oder gemeinheitlichen 
Nutzungen werden 5 ö 

12 Mark | 


für jedes Hektar der der Umlegung und Zuſammenlegung oder Theilung 
unterworfenen Fläche berechnet und erhoben. 


Bei allen anderen Haupt⸗ und Nebengeſchäften, einſchließlich der bloßen 
Beſtätigung nicht von ihr aufgenommener Auseinanderſetzungsrezeſſe, 0 
die Auseinanderſetzungsbehörde den Pauſchſatz unter Berückſichtigung der 
wirklich erwachſenen Koſten ($$. 8. ff., $. 15.) zu beſtimmen. 0 ar 

k [63 2 


2 


4 


— 


9 


5) Daſſelbe gilt von ſolchen Koſten, welche durch Vereitelung von Terminen 
und ſonſtigen zur Durchführung des Verfahrens geſetzlich erforderlichen 
Maßnahmen lediglich durch die Schuld der Parteien herbeigeführt wer⸗ 
dean, und welche von den Schuldigen allein zu tragen ſind. | 
5) Auf gleiche Weiſe iſt der zu erhebende Pauſchſatz zu beſtimmen, 
een 
a) für deſſen Feſtſtellung der Jahreswerth maßgebend iſt (Nr. 1. 
und 2.), eine ſpezielle Ermittelung und Feſtſtellung des letzteren 
aber wegen Erledigung der Auseinanderſetzung durch Vergleich 
in Pauſch und Bogen, oder aus anderen Gründen nicht ſtatt⸗ 
ke gehabt hat, 
a b) eine Auseinanderſetzung in Folge Rücknahme der Provokation oder 
5 aus anderen Gründen nothwendig gewordener Einſtellung des ein⸗ 
. geleiteten Verfahrens nicht zur Durchführung gelangt 


ſowie 

f e) in der Provinz Schleswig⸗Holſtein für Verwandlung der Real⸗ 
laſten in eine jährliche Rente und für Ablöſung der Reallaſten und 
fixirten Gemeinheitstheilungsrenten. 


$. 3. 0 f 
Bei Feſtſtellung des Jahreswerths oder der Fläche, nach welchen die in 
$. 2. beſtimmten Pauſchſätze zu bemeſſen ſind, werden Bruchtheile unter einer 
halben Mark oder einem halben Hektar unberückſichtigt gelaſſen, höhere Bruch⸗ 
theile aber werden voll gerechnet. Mindeſtens kommt der Jahreswerth einer 
Mark oder die Fläche eines Hektars in Berechnung. 
Die Erhebung der im F. 2. zu 1. bis 3. feſtgeſetzten Pauſchſätze bildet für 
die bezüglichen Auseinanderſetzungen die Regel. Liegen indeß in einzelnen Fällen 
Umſtände vor, welche eine Aenderung der Sätze geboten erſcheinen laſſen, ſo 
kann die Auseinanderſetzungsbehörde die Pauſchſätze zu 1. und 2. des $. 2. bis 
auf den anderthalbfachen Betrag erhöhen oder bis auf den vierten Theil er⸗ 
mäßigen, die Pauſchſätze zu 3. des S. 2. dagegen für das Hektar bis auf 27 Mark 
erhöhen, oder bis auf 3 Mark ermäßigen. 
Eine derartige Erhöhung oder Ermäßigung ſoll namentlich zugelaſſen ſein: 
J) wenn es ſich bei den zu 3. bezeichneten Auseinanderſetzungen um Grund⸗ 
ſtücke von außergewöhnlich hohem oder außergewöhnlich niedrigem Werthe 
und Ertrage handelt, N 
2) wenn eine Auseinanderſetzung außergewöhnlich wenig oder — aus ledig⸗ 
lich in der Sache liegenden Gründen — außergewöhnlich viel Arbeit 
erfordert hat. 


8. 4. 


An Stelle der Pro; eßkoſten find Pauſchſätze zu bezahlen, welche nach fol- 
genden Grundſätzen festgestellt werden. ; f 
r., 8839.) 58* 1) Wenn 


1) Wenn und inſoweit es zu einer richterlichen Entſcheidung I. Inſtanz 
nicht kommt, ſo ſind nach Maßgabe des Umfangs der durch die Strei⸗ 
tigkeiten veranlaßten Weiterungen und der dadurch herbeigeführten wirk⸗ 
lichen Mehrkoſten von der Auseinanderſetzungsbehörde zu arbitrirende 


Pauſchſätze zu erheben. 


2) Daſſelbe findet ſtatt, wenn eine Entſcheidung I. au ohne vorauf⸗ 
fenen kontradiktoriſche Verhandlungen getroffen wird, wohin auch 
Entſcheidungen J. Inſtanz über ſolche Einwendungen gegen den kom⸗ 
miſſariſchen Auseinanderſetzungsplan, deſſen Nachträge und Ere änzungen, 
ſowie gegen den Rezeß zu rechnen ſind, bezüglich deren das Rechtsmittel 
der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde ausgeſchloſſen iſt, und zu deren 
Erörterung es außer der Begutachtung des Kommiſſars einer weiteren 
Wee nicht bedurft hat. ö 


3) Wird auf Grund voraufgegangener kontradiktoriſcher i enen 
erkannt, ſo ſind für das Prozeßverfahren I. und II. Inſtanz einſchließlich 
der Beweisaufnahme und zwar für jede Inſtanz zu erheben: 

A. von dem Betrage des Streitobjekts bis 150 Mark ein⸗ 
ſchließlich von jeder Mark 5 Pfennige, jedoch nicht 
Ante!!! ESG SS NAENTR N 0,50 Mark, 
von dem Mehrbetrage bis zu 450 Mark von je 30 Mark 1 


B Te RAR 3 . 


. bon ai Mehrbetrage bis zu 3000 Mark von je 300 3 
ERS F a endete PLA Tee ERHEBEN EA 5 


Inſtanz von je 600 Mark, in zweiter Inſtanz von f 

400% Ma e ee ee 3a Ya 
von dem weiteren Mehrbetrage in erſter Inſtanz von 

je 3000 Mark, in zweiter Inſtanz von je 6000 Mark 3. 


B. Wird ein in zweiter Inſtanz ſchwebender Prozeß durch Vergleich 
oder Entſagung des Rechtsmittels beendigt, ſo wird nur die Hälfte, 
falls jedoch bereits eine Beweisaufnahme ſtattgefunden hat, Drei⸗ 
viertel des ganzen Pauſchſatzes erhoben. e 

Bei Berechnung der Pauſchſätze werden auch für die nur an⸗ 

gefangenen Beträge die vollen Sätze berechnet. a 

ußer den Pauſchſätzen find als Nebenkoſten zu erheben die auf 

den Prozeß fallenden Reiſekoſten und Reiſezulagen der Kommiſſare 
und Protokollführer, ſowie die Gebühren und Auslagen der Feld⸗ 
meſſer, Sachverſtändigen, Dolmetſcher und Zeugen. ö 
Für die Berechnung des Werths des Streitobjekts Behufs des Koſten⸗ 
anſatzes gelten die Beſtimmungen der $$. 11. und 12. des Geſetzes 

vom 10. Mai 1851., betreffend den Anſatz und die Erhebung 55 1 5 

Ti 5 


5 . a 
llaichtskoſten, ſowie des Artikels 3. des Geſetzes vom 9. Mai 1854., be⸗ 
treffend einige Abänderungen des vorgedachten Geſetzes. | 

4) Betreffs des Anſatzes und der Erhebung der Prozeßkoſten III. Inſtanz 

pberbleibt es bei den dafür bisher ſchon maßgebend geweſenen Beſtimmun⸗ 
gen der vorcitirten Geſetze vom 10. Mai 1851. und 9. Mai 1854. 

5) Die beſonderen Pauſchſätze für Prozeßkoſten, welche dieſer $. 4. feſtſetzt, 
können in jedem Falle nur dann den betreffenden Intereſſenten angeſetzt 
werden, wenn dieſelben bei Anregung des e ausdrücklich dar⸗ 
auf aufmerkſam gemacht worden ſind, daß für die Inſtruktion und Ent⸗ 
ſcheidung deſſelben die beſonderen — nach Maßgabe des F. 4. dieſes 

Wilden — feſtzuſetzenden Pauſchquanta noch von ihnen erhoben werden 


würden. 
F. 5. 
Beſondere nach Vorſchrift des §. 2. ad 4. zu berechnende Pauſchſätze ſind 
zu erheben: 

1) für die zur vorſchriftsmäßigen Ausführung eines Verfahrens an ſich nicht 
erforderliche Erledigung von Anträgen und Geſuchen aller oder einzelner 
Theilnehmer deſſelben, welche in beſonderen Intereſſen und Zwecken der 
Antragſteller ihren Grund haben, 


2) 157 die Erledigung aller nach vollſtändigem Abſchluſſe eines Verfahrens 

urch Rezeßbeſtäligung und Ausführung, oder bei Prozeſſen nach deren 

1 0 durch rechtskräftige Entſcheidung, Vergleich ze. noch geſtellten 
nträge. 


$. 6. 


Bedarf es zur Beſtimmung des für eine Auseinanderſetzung, ein Neben⸗ 
heben oder für Weiterungen und Prozeſſe in Rechnung zu ſtellenden und zu 
erhebenden Pauſchſatzes der Feſtſtellung der wirklich erwachſenen Koſten und kann 
diefe Feſtſtellung nur mittelft Trennung und Theilung von Geſammtkoſtenbeträgen 
geſchehen, oder bedarf es einer Zerlegung des an ſich zur enge kommenden 
e in Quoten (F. 16.), jo hat die Auseinanderſetzungsbehörde dieſe 

rennung und Theilung, beziehentlich Quotiſtrung der jedesmaligen Sachlage 
entſprechend nach billigem Ermeſſen zu bewirken. 

Wird in einem vor Gericht anhängig gewordenen, aber vor beendigter 
Inſtanz an die Auseinanderſetzungsbehörde zur weiteren Verhandlung abgegebenen 
Prozeſſe von dieſer Entſcheidung getroffen, ſo werden die bereits dezahllen Ge⸗ 
richtskoſten auf den zur Erhebung kommenden Pauſchſatz in Abrechnung gebracht, 
in keinem Falle aber zurückerſtattet, außer wo es ſich um noch nicht a ſorbirte 
Gerichtsvorſchüſſe handelt. 

i $. 7. 
Bezüglich der Verpflichtung zur Zahlung von Vorſchüſſen, ſowie bezüglich 
der definitiven Feſtſetzung und Erhebung der Koſtenpauſchſätze und . 
(Nr. 8339.) ei 


bei Prozeſſen ($. 4.) und bezüglich der Verhaftung für Vorſchüſſe und. definitiv 
feſtgeſetzte Koſten gelten folgende Grundſätze. 5 e f 


1) Zur Deckung des bei geſetzlicher Durchführung einer Auseinanderſetzung, 
oder eines dabei vorkommenden 1 muthmaßlich zur Erhebung 
kommenden Pauſchſatzes können von der definitiven Einleitung des Ver⸗ 
fahrens ab von allen Betheiligten vorſchußweiſe Terminalzahlungen er⸗ 
fordert werden, welche unter Berückſichtigung der wahrſcheinlichen Dauer 
des ein und der Zahlungsfähigkeit der Intereſſenten zu beſtim⸗ 
men ſind. 


2) Zur Deckung der als Mehrkoſten . berechnenden Pauſchſätze für pro⸗ 
zeſſualiſche Weiterungen ($. 4. ad 1. und 2.), ſowie der für Erledigung 
beſonderer und nachkräglicher Anträge ($. 5. ad 1. und 2.) zu berech⸗ 
nenden Pauſchſätze können von demjenigen, welcher die Weiterungen 
veranlaßt, reſp. die beſonderen und b Anträge ſtellt, dem 
muthmaßlichen Betrage der bezüglichen Pauſchſätze entſprechende Vor⸗ 
ſchüſſe erhoben werden. 


3) Ebenſo können bei eigentlichen Prozeſſen ($. 4. ad 3.) vom Kläger, wie 
auch von demjenigen, welcher ein Rechtsmittel einlegt, Vorſchüſſe bis 
zur Hälfte des dem Objektswerthe entſprechenden Pauſchſatzes, jedoch nicht 
über 300 Mark, erhoben werden. 


4) Die endgültige Feſtſetzung und Erhebung der Koſten erfolgt bei Been⸗ 
digung des Verfahrens, und ſoweit Prozeßkoſten in Frage kommen, bei 
Beendigung der Inſtanz. 

Bedürftigen Parteien kann auch nach endgültiger Feſtſetzung der 
Pauſchſätze Stundung gewährt werden. 


5) Jeder Beſitzer eines Grundſtücks iſt verpflichtet, die während feiner Beſitz⸗ 
zeit feſtgeſetzten Koſten, oder fällig werdenden Terminalvorſchüſſe zu bes 
zahlen. Ausgenommen ſind die Koſten der unter dem Vorbeſitzer beendig⸗ 
ten Prozeſſe. 


6) Wird ein bei einer Auseinanderſetzung bet eiligtes Grundſtück ſequeſtrirt, 
ſo ſind die während der Dauer der Sequeſtration feſtgeſetzten Koſten oder 
fällig werdenden Terminalvorſchüſſe aus den Revenüen mit dem Vor⸗ 
rechte der öffentlichen Abgaben zu berichtigen. 

Wird ein ſolches Grundſtück in nothwendiger Subhaſtation mit 
Wirkung gegen die Realberechtigten verkauft, ſo erhält der Erſteher das 
Grundſtück fte von den vor dem Zuſchlage feſtgeſetzten Koſten und fällig 

| gewordenen Terminalvorſchüſſen. Dieſe Koſten und Vorſchüſſe find viel- 

mehr mit dem a der öffentlichen Abgaben der beiden letzten 
Jahre aus den Kaufgeldern des heren Grundſtücks zu berichtigen. 

5 Die vor dem Zuſchlage fällig gewordenen Terminalvorſchüſſe ſind in 

. N Falle bei der endgültigen Feſtſetzung der Koſten in Abzug zu 

ringen. 


. n 7) Den 


8 — ET DR 


ee 

7) Den vorſtehend ad 6. edachten Fall des Beſitzerwerbes ausgenommen, 
5 iſt jeder Beſitzer eines Grundſtücks als ſolcher zur Bezahlung auch der 

unter dem Vorbeſitzer feſtgeſetzten Koſten und fällig gewordenen Terminal⸗ 
zahlung verbunden. 


Ausgenommen ſind die Koſten 
a) der unter dem Vorbeſitzer beendigten Prozeſſe, 
b) der unter dem Vorbeſitzer beendigten Auseinanderſetzungen. 


Als beendigt im Sinne vorſtehender Beſtimmungen gilt eine Auseinander⸗ 
ſetzung in keinem Falle vor Feſtſetzung und Bekanntmachung der zu bezahlenden 
Koſtenpauſchſätze. 


Zweiter Abſchnitt, 


betreffend die Beſoldung und Remuneration der Spezialkommiſſarien und 
Vermeſſungsbeamten ingleichen die Entſchädigungen der Schiedsrichter, 
Kreisverordneten und anderen Sachverſtändigen / ſowie der Dolmetſcher 
| und Zeugen. 


§. 8. 


Die von den Auseinanderſetzungsbehörden dauernd beſchäftigten Spezial⸗ 
kommiſſarien aus der Klaſſe der Techniker (Dekonomiekommiſſarien) werden der 
Regel nach mit Gehalt und Penſien berech gang angeſtellt. Die dauernd be⸗ 
ſchäftigten Spezialkommiſſarien aus der Klaſſe der Aſſeſſoren und Regierungs⸗ 


fräthe erhalten er monatliche Remunerationen. 


Die Zahl der ſolchergeſtalt definitiv anzuſtellenden Spezialkommiſſarien und 
die Höhe der ihnen zu bewilligenden Beſoldungen werden durch den Staats⸗ 
haushaltsetat feſtgeſtellt. ö 

Die noch nicht etatsmäßig angeftellten Oekonomiekommiſſarien, die Oeko⸗ 
e ſofern ſie als Kommiſſarien verwendet werden, wie 
auch die nur vorübergehend beſchäftigten Spezialkommiſſarien erhalten für die 
Zeit ihrer Beſchäftigung Diäten von 43 bis 9 Mark täglich. Die Höhe des 
Diätenſatzes hat die Auseinanderſetzungsbehörde zu beſtimmen. 

Die Arbeiten dieſer Kommiſſarien und Kommiſſionsgehülfen werden nach 
dem aufgewendeten Zeitverbrauche unter Annahme einer ſiebenſtündigen Arbeits⸗ 
zeit für den Tag zur Liquidation gebracht. 

Bei auswärtigen Geschäften derſelben und den dazu erforderlichen Reiſen 
kommen ohne Rück t auf die darauf verwendete Zeit für jeden Kalendertag 
ſtets Diäten eines vollen Tages, aber auch nie mehr zum Anſatz. 


$. 9. i 

„Die Kommiſſarien können zur Beförderung der Geſchäfte vereidigte Pro⸗ 
tokollführer (Dolmetſcher) und Rechnengehülfen annehmen und verwenden. 0 
(Nr. 8339.) ie 


— 402 — { 

Die Arbeiten dieſer Protokollführer und Rechnengehülfen, welche in gleicher 
Weiſe wie die Arbeiten der noch nicht etatsmäßig angeſtellten und der nur vor⸗ 
übergehend beſchäftigten Kommiſſarien zur Liquidation zu bringen ſind, werden 
durch Diäten zum Betrage von 3 bis 6 Mark für den ſechenſtündigen Arbeits⸗ 


tag nach Maßgabe der von der Auseinanderſetzungsbehörde darüber zu treffen⸗ 
den näheren Beſtimmungen vergütet. 


§. 10. | 


Wenn Geſchäfte außerhalb des Ortes, an welchem der Kommiſſar feinen 
Wohnſitz hat, in einer Entfernung von mehr als 1,5 Kilometer vorzunehmen find, 
ſo gelten dieſelben als auswärtige, bei welchen Reiſezulagen und Reiſekoſten 
na folgenden Sätzen zu liquidiren find. 


1) An Reiſezulage erhält für den Mehraufwand, einſchließlich der Koſten 
für Wohnung, Licht und Heizung, der Kommiſſar bei Abweſenheit von 
nicht mehr als eintägiger Dauer 6 Mark, bei mehrtägiger Abweſenheit 
dagegen für jeden Tag 9 Mark. 

Für den Protokollführer werden für jeden Tag 3 Mark gewährt. 

Dieſe Reiſezulagen werden auch für Sonn- und Feſttage oder an⸗ 
dere unverſchuldete Unterbrechungen während der auswärtigen Beſchäf⸗ 
tigung gewährt. 

2) An Reiſekoſten, einſchließlich der Koſten der Beförderung der erforderlichen 
Akten, Karten u. ſ. w., erhalten: 


I. wenn, beziehentlich inſoweit die Reiſe auf Eiſenbahnen oder Dampf: 
ſchiffen gemacht werden kann: 


der Kommiſſe r 1 Mark 
für 7, Kilometer und außerdem für jeden Zu⸗ 
und Abgang zuſammen . 
b) der Weotofollführer unse nte 0% » 
für 7, Kilometer und außerdem für jeden Zu⸗ 
und Abgang züfammen n 25 


II. wenn, beziehentlich inſoweit die Reife auf dem Landwege zurückgelegt 
werden muß, mit Inbegriff der Auslagen für Ga Brücken⸗ 
und Fährgelder: 

a) der Kommiſſa . Se u 4 Mark 
b) der Ppotokollfühter rt?! 8 2 ie 
für 7,5 Kilometer. 
Haben erweislich höhere Reiſekoſten als die vorſtehend zu I. und II. 
beſtimmten aufgewendet werden müſſen, ſo werden | erſtattet. 

Die Reiſekoſten werden, und zwar bei Reiſen se dem Landwege nach dem 
nächſten fahrbaren Wege, für Hin⸗ und Rückreiſe beſonders berechnet. Hat 
jedoch der Beamte Dienſtgeſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar nach 5 

ander 
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ander ausgerichtet, jo iſt der von Ort zu Ort zurückgelegte Weg ungetheilt der 
Berechnung der Reiſekoſten zu Grunde zu legen. 0 
Bei Berechnung der auf einer Reiſe zurückgelegten geſammten Entfernung 
werden jede angefangenen 1, Kilometer für volle 1,5 Kilometer gerechnet. Bei 
Reiſen, bei welchen die zurückgelegte Entfernung mehr als 1,5 Kilometer, aber 
feine volle 7/ Kilometer beträgt, werden Reiſekoſten und zwar ſowohl für den 
Hin⸗ als für den Rückweg für volle 7/5 Kilometer gewährt. 


i $. 11. 
Schreib⸗ und Botengebühren, Packetträgerlohn, Portoverläge und Emballage⸗ 


foften, ſowie alle ſonſtigen im Intereſſe der einzelnen Geſchäfte aufg ewendeten 
baaren Auslagen erhalten die Kommiſſarien auf Grund ſpezieller Liquidation 
beſonders vergütet. 

; Die ns der Schreibgebühren erfolgt nach näherer Beſtimmung des 
Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 

Für die Botengebühren, Packetträ erlöhne und Emballagekoſten können die 
Auseinanderſetzungsbehörden beſtimmte Vergütungsſätze normiren und den Kom⸗ 
miſſarien geftatten, dieſe Sätze ſtatt der ſpeziell nachzuweiſenden bezüglichen Ver⸗ 
läge zur Liquidation zu bringen. 


$. 12. 


ü Die Mitglieder, Hülfsarbeiter und Büreaubeamte der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörden erhalten, wenn ſie als Kommiſſare fungiren, der Regel nach nur für 
auswärtige Geſchäfte Diäten und Reiſekoſten nach den für die Ausführung von 
Aufträgen in Staatsdienſtangelegenheiten geltenden Beſtimmungen. ö 
f 1 1 5 Hülfsarbeitern und Büreaubeamten können jedoch die Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden bei Uebertragung kommiſſariſcher Geſchäfte auch Diäten für die 
an ihrem Wohnorte auszuführenden Arbeiten nach Maßgabe der für andere nur 
vorübergehend beſchäftigte Kommiſſarien geltenden Grundſätze zubilligen. Dieſen⸗ 
falls erhalten dieſelben aber für auswärtige Geſchäfte nur Reiſezulagen und 
Reiſekoſten, wie fie dieſen Kommiſſarien zukommen. 


§. 13. 


Schiedsrichter, Kreisverordnete und andere Sachverſtändige, welche weder 
Staatsbeamte noch auf beſondere Remuneration für ihre Dienſtleiſtungen an⸗ 
gewieſene Techniker ſind, erhalten Diäten, Reiſezulagen und Reiſekoſten, wie die 
noch nicht etatsmäßig angeſtellten und nur vorübergehend beſchäftigten Kommiſſare 
nach $$. 8. und 10. 

Für Abwartung von Terminen an ihrem Wohnorte erhalten ſie jedoch 
ftet8 Diäten für einen vollen Tag. 

Sachverſtändige, welche als Staatsbeamte zur Ausführung gewiſſer Geſchäfte 
verpflichtet ſind, haben für dieſe die ihnen allgemein zugeſtandenen Vergütungen 
zu liquidiren. 
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Wegen Bezahlung der Dolmetſcher, die nicht gleichzeitig als vereidigte 
Protokollführer fungiren, und der Zeugen finden die in Civilprozeſſen geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung. 


F. 14. 


Die von den Auseinanderſetzungsbehörden verwendeten Vermeſſungsreviſoren 
und Feldmeſſer werden nach den für ſie beſtehenden beſonderen Beſtimmungen, 
insbeſondere des Feldmeſſerreglements, remunerirt. Für die von den Ausein⸗ 
anderſetzungsbehörden ausſchließlich und dauernd beſchäftigten Vermeſſungsbeamten 
kann der Verwaltungschef nach Einvernehmen mit dem Finanzminiſter von dem 
gedachten Reglement abweichende Entſchädigungsſätze feſtſtellen. 

An Stelle der bisherigen in Wegfall kommenden Gewährung freier 
Wohnung, Licht und Heizung bei auswärtigen Geſchäften durch die Auseinander⸗ 
ſetzungsintereſſenten, ſowie an Stelle der ihnen bisher zugebilligten beſonderen 
Reiſediäten erhalten die Vermeſſungsbeamten fortab für jeden Kalendertag, 
welchen ſie Behufs Erledigung der Geſchäfte in mehr als 1/ Kilometer Ent⸗ 
fernung von ihrem gewöhnlichen Wohnorte nothwendig zubringen müſſen, eine 
Feld⸗ und 6 e von 4,50 Mark, bei mehrtägiger Abweſenheit dagegen für 
jeden Tag 6 Mark. b 


Dritter Abſchnitt, 
enthaltend allgemeine und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 15. 


Kommt es Behufs Beſtimmung eines Pauſchquantums ($. 2. Nr. 4. 5. 
und 6., F. 3. ad 1. und 2., F. 5.) darauf an, die wirklich erwachſenen Koſten 
zu ermitteln, fo werden die Koſten aller Arbeiten der Kommiſſarien und Protokoll⸗ 
führer nach dem dazu erforderlich geweſenen Zeitverbrauche bemeſſen, wie dies 
für die Remuneration der noch nicht etatsmäßig angeſtellten und nur vorüber⸗ 
gehend beſchäftigten Kommiſſarien und der Protokollführer vorgeſchrieben iſt 
($$. 8. bis 10.), und wird gleichmäßig ein Diätenſatz von 9 Mark fir den Kom⸗ 
miſſar, von 4,50 Mark für den Protokollführer und ein von dem betreffenden Reſſort⸗ 
chef beſtimmter Mittelſatz für den Feldmeſſer der Berechnung zu Grunde gelegt. 


$. 16. 
Die Erhebung der Koſten nach dieſem Geſetze findet auf die beim Eintritte 
ſeiner Wirkſamkeit bereits anhängigen Auseinanderſetzungen und dabei ent⸗ 
ſtandenen Weiterungen und Prezeſſ mit folgenden Maßgaben Anwendung. 


1) Bei den bereits feſtgeſetzten und bezahlten Koſten behält es überall ſein 
Bewenden. Die bereits entſtandenen, aber noch nicht liquidirten und 
feſtgeſetzten Koſten ſind nach den bisherigen Vorſchriften zur Liqui⸗ 
dation zu bringen, feſtzuſetzen und einzuheben. 20 S 

es 
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2) Weſcaleh derjenigen bereits anhängigen Auseinanderſetzungen, für 
welche die Regulirungskoſtenpauſchſätze nach den Beſtimmungen im 
2. ad 1—3. zur Anwendung kommen, beſtimmt die Behörde bei 
eendigung der Sache nach Maßgabe der Art und des Umfangs der 
nach den bisherigen Vorſchriften bezahlten Arbeiten im Verhältniß zu 
der Art und dem Umfange der erſt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
erledigten Arbeiten des Geſchäfts welche Quote des un Anwendung 
kommenden ganzen Pauſchſatzes für den letzteren Theil des Geſchäfts 

noch zu berechnen und zu erheben iſt. 

Hält die Behörde eine ſolche Quotiſirung nach Lage der Sache 
nicht für angemeſſen, ſo iſt derſelben geſtattet, auch bei Auseinander⸗ 
ſetzungen der gedachten Art in gleicher Weiſe wie bei den übrigen Aus⸗ 
einanderſetzungen ($. 2. ad 4. 5. und 6.) den Betrag der, durch den 
noch unerledigt geweſenen Theil des Geſchäfts erwachſenen wirklichen 
Koſten als Pauſchſatz zu beſtimmen und zu erheben. 


3) Bezüglich der bereits anhängigen Prozeſſe findet die Erhebung von 
Pauſchſchen für die noch laufende J. 55 II. Inſtanz nicht ſtatt. 


$. 17. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1 Oktober 1875. in Kraft. 

Alle Sem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere $$. 65. 
und 66. der Verordnung vom 30. Juni 1834., ſowie die Vorſchriften des Re⸗ 
gulativs, betreffend die Koften der gutsherrlich⸗bäuerlichen Auseinanderſetzungen ꝛc. 
vom 25. April 1836. (Gef⸗Samml. S. 181.) und der dazu gehörigen Inſtruktion 
vom 16. Juni 1836. (Geſ.⸗Samml. S. 187.), ſoweit ſie durch das gegenwärtige 
Geſetz abgeändert ſind oder ſich mit demſelben nicht vereinigen laſſen, werden 
aufgehoben. 

In Geltung verbleiben die Beſtimmungen: 


des zweiten Alinea des $. 3., 


des §. 5. — mit Ausſchluß der darin feſtgeſetzten Verpflichtung der In⸗ 

tereſſenten, dem Kommiſſarius, Protokollführer, Feldmeſſer, den Schieds⸗ 

richtern, Kreisverordneten und anderen Sachverſtändigen freie Wohnung 

nebſt Heizung und Erleuchtung zu gewähren — der $$. 6. 7. 9. 10. 11. 
8 12. und 13. des Regulativs vom 25. April 1836. 

ingleichen 

des F. 12., betreffend die Feſtſetzung der Koſten, ſoweit eine ſolche auch 

fernerhin noch ſtattfindet, der SS. 13. und 14., ſoweit dieſe auf die den 

Kommiſſarien und de zu gewährenden beſonderen Gratifi⸗ 

kationen Bezug haben, der Inſtruktion vom 16. Juni 1836. nebſt den 

zu dieſen Beſtimmungen ergangenen geſetzlchen Abänderungen, Er⸗ 

gänzungen und Erläuterungen. 
(Nr. 88398340.) Der 


eu res: 

Der Minifter für die landwirthſcha tlichen Angelegenheiten i mit Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes beauftragt. e — 1 N 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 24. Juni 1875. 


(L. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8340.) Geſetz, betreffend eine Ergänzung des Geſetzes über die Auflöſung des Lehnsver⸗ 
bandes in Alt⸗Vor⸗ und Hinterpommern vom 4. März 1867. (Geſetz⸗Samml. 
S. 362.). Vom 27. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, in Er⸗ 
gänzung des über die Auflöſung des Lehnsverbandes in Alt-Vor⸗ und Hinter⸗ 
pommern 2. unter dem 4. März 1867. erlaſſenen Geſetzes (Geſetz-Samml. 
S. 362. ff.), was folgt: 

Einziger Artikel. 

Die Beſtätigung der aus den gezahlten Allodifikationsſummen zu bildenden 
Familienſtiftung erfolgt durch das Gericht erſter Inſtanz, bei welchem die Allo⸗ 
difikationsſummen deponirt ſind. Iſt die Depoſition der Allodifikationsſummen 
für Lehne derſelben Familie bei mehreren Gerichten erfolgt oder ſoll die Allodi⸗ 
fikationsſumme der bei einem anderen Gerichte errichteten Familienſtiftung zuge⸗ 
ſchlagen werden, ſo iſt das Appellationsgericht und, wenn die Gerichte in ver⸗ 
ſchiedenen Appellationsgerichtsbezirken liegen, der Juſtizminiſter ermächtigt, die 
Vorbereitung und Beſtätigung der Familienſtiftung auf Antrag des Vorſtandes 
der Familie Einem der Gerichte zu übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ; 

Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1875. 


(. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
v. Kameke. Achenbach. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


